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2. Instanz

Aktenzeichen L 7 KA 41/97
Datum 11.01.2000

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 10.
September 1997 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der KlÃ¤ger hat der Beklagten auch die
Kosten des Berufungsverfahrens zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde:

Der KlÃ¤ger besitzt die Anerkennung als Facharzt fÃ¼r Laboratoriumsdiagnostik. Er
ist als praktischer Arzt/Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin zur vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung mit Arztsitz in Berlin-Reinickendorf zugelassen.

Am 29. September 1995 beantragte er auf Vordrucken der beklagten
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung die Anerkennung seiner Praxis als onkologische
Schwerpunktpraxis (fÃ¼r die PrimÃ¤rkas-sen AOK, BKK und IKK) sowie die
Genehmigung zur Teilnahme an der Verbesserung der onkologischen Versorgung
als onkologisch verantwortlicher Arzt gemÃ¤Ã� der ab 1. Juli 1995 gÃ¼ltigen
Ersatzkassenvereinbarung und die Genehmigung zur Abrechnung der Leistungen
GO-Nrn. 8650 und 8651 EBM sowie der GO-Nrn. 8652 bis 8654 und 8655 EBM. Er
gab hierzu und ergÃ¤nzend zu seinen vorausgegangenen Schreiben vom 2. August,
10. August, 18. August und 22. September 1995 an, als Facharzt fÃ¼r
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Laboratoriumsdiagnostik die erforderlichen Kenntnisse und Erfahrung in der
Behandlung von Krebspatienten zu besitzen. An einer onkologischen
Kooperationsgemeinschaft mit Ã�rzten anderer Fachbereiche bzw. an einem
Anschluss an einen onkologischen Arbeitskreis sei er nicht interessiert. Die
gemÃ¤Ã� Â§Â§ 4, 5 und 8 der Ersatzkassen-Vereinbarung erforderlichen
Anforderungen an die baulichen, apparativ-technischen, hygienischen und
personellen Voraussetzungen der Abrechnungsgenehmigungen erfÃ¼lle er nicht.
Diese seien jedoch Unsinn, weil sie zur Diagnostik nicht erforderlich seien. Er
verwahre sich gegen die Liquidierung seiner Facharztanerkennungen durch die
Beklagte, weil hierfÃ¼r nicht diese, sondern die Ã�rztekammer zustÃ¤ndig sei.

Die Beklagte lehnte seinen Antrag mit Bescheid vom 25. Oktober 1995 â��
bestÃ¤tigt durch den Widerspruchsbescheid vom 15. Januar 1996 â�� mit der
BegrÃ¼ndung ab, dass der KlÃ¤ger weder eine fachliche Qualifikation noch
entsprechende Erfahrungen in der onkologischen Diagnostik und Therapie, wie sie
die Onkologievereinbarungen beschrieben, durch Zeugnisse und Bescheinigungen
nachgewiesen habe. Ihm fehle eine mindestens zweijÃ¤hrige praktische TÃ¤tigkeit
in der Diagnostik und Therapie neoplastischer Erkrankungen, der medikamentÃ¶sen
Krebstherapie, der Therapie mit Blutbestandteilen sowie der psychosozialen
Krankenbetreuung. Ferner habe er keine anonymisierte Dokumentation von 200
Therapiezyklen pro Organgebiet vorlegen kÃ¶nnen. SchlieÃ�lich fehlten die in den
Vereinbarungen genannten organisatorischen MaÃ�nahmen und die Teilnahme an
einer onkologischen Kooperationsgemeinschaft.

Die hiergegen gerichtete Klage hat das Sozialgericht Berlin mit Urteil vom 10.
September 1997 abgewiesen. Der KlÃ¤ger sei im Rahmen seiner
vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit berechtigt, tumorkranke Versicherte zu behandeln,
und habe Anspruch darauf, die von ihm in diesem Zusammenhang erbrachten
Ã¤rztlichen Leistungen nach den gebÃ¼hrenordnungsmÃ¤Ã�igen Bestimmungen
honoriert zu bekommen. Dies werde auch von der Beklagten nicht bestritten.
Gegenstand des Verfahrens sei ausschlieÃ�lich die Frage, ob der KlÃ¤ger Anspruch
darauf habe, an der Vereinbarung Ã¼ber besondere MaÃ�nahmen zur
Verbesserung der onkologischen Versorgung teilzunehmen und den durch die
Behandlung von Tumorkranken besonderen Aufwand erstattet zu bekommen. Dies
setze eine besondere Genehmigung der Beklagten voraus. Die in den
Vereinbarungen aufgefÃ¼hrten Voraussetzungen zum Erwerb dieser Genehmigung
habe der KlÃ¤ger jedoch nicht nachgewiesen, so dass die Beklagte den Antrag auf
Genehmigung zu Recht abgelehnt habe. Gegen die RechtmÃ¤Ã�igkeit dieser
Vereinbarungen bestÃ¼nden keine Bedenken, dienten sie doch dazu, bestimmte
QualitÃ¤tsstandards hinsichtlich der Ã¤rztlichen Betreuung und Ã�berwachung von
Tumorpatienten zu halten und den mit der Behandlung solcher Patienten
verbundenen besonderen Aufwand des Arztes Ã¼ber die nach den
GebÃ¼hrenordnungen vorgesehene VergÃ¼tung hinaus zusÃ¤tzlich zu honorieren.

Gegen das ihm am 19. September 1997 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am
selben Tag Berufung eingelegt und sich zur BegrÃ¼ndung auf sein
vorangegangenes Vorbringen berufen.
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Der KlÃ¤ger hat weder im sozialgerichtlichen Verfahren noch im
Berufungsverfahren einen ausdrÃ¼cklichen Antrag gestellt; das Sozialgericht hat
seinem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen den sinngemÃ¤Ã�en Antrag entnommen,

den Bescheid der Beklagten vom 25. Oktober 1995 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 15. Januar 1996 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm die Genehmigung zur Abrechnung der ZuschlÃ¤ge fÃ¼r die
Betreuung von tumorkranken Versicherten zu erteilen.

Der KlÃ¤ger hat in der Berufungsschrift erklÃ¤rt, er halte alle AntrÃ¤ge aufrecht.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie tritt dem Vorbringen des KlÃ¤gers entgegen und beruft sich zur BegrÃ¼ndung
auf den Inhalt des sozialgerichtlichen Urteils.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens der Beteiligten wird auf die den
Antrag des KlÃ¤gers betreffenden VerwaltungsvorgÃ¤nge der Beklagten sowie die
Gerichtsakte Bezug genommen.

Der Senat hat die Berufung nach Â§ 153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz -SGG-
einstimmig durch Beschluss zurÃ¼ckgewiesen, weil sie unbegrÃ¼ndet und eine
mÃ¼ndliche Verhandlung nicht erforderlich ist. Die Beteiligten hatten Gelegenheit,
hierzu Stellung zu nehmen.

Streitgegenstand des vorliegenden Rechtsstreits ist auch in der Berufungsinstanz
mangels eines anderweitigen, eindeutig formulierten Antrages des KlÃ¤gers das
Begehren, ihm eine Genehmigung zur Abrechnung der GO-Nrn. 8650, 8651 sowie
8652 bis 8654 und 8655 EBM zu erteilen, das das Sozialgericht seinem mit der
Berufung angefochtenen Urteil zugrunde gelegt hat. Denn der KlÃ¤ger hat mit der
Berufungsschrift ausdrÃ¼cklich seine bis dahin gestellten AntrÃ¤ge weiterverfolgt.

Mit diesem Streitgegenstand ist die Berufung zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Das
Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen, denn die das Begehren des
KlÃ¤gers ablehnenden Bescheide der Beklagten sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen
den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die begehrten Abrechnungsgenehmigungen.
GemÃ¤Ã� Â§ 4 Nr. 2 der VergÃ¼tungsvereinbarungen der Beklagten mit der AOK
Berlin, dem BKK-Landesverband Berlin-Brandenburg und dem IKK-Landesverband
Brandenburg und Berlin fÃ¼r die Jahre 1995 ff (vgl. KV-Blatt 8/1997 A 95 f sowie KV-
Blatt 3/1996 A 10 ff) sowie Â§ 9 Abs. 1 der Vereinbarung zwischen der Beklagten
und den VerbÃ¤nden der Ersatzkassen vom 13. September 1994 (KV-Blatt 11/1994
S. 226 ff) bedarf die Abrechnung der genannten GebÃ¼hrenordnungspositionen des
EBM der vorherigen Genehmigung durch die Beklagte. Diese ist nur zu erteilen,
wenn der Arzt eingehende Erfahrungen und Kenntnisse bei der Behandlung
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sterbender Patienten nachweist. Seine direkte Anbindung an eine
Schwerpunktpraxis fÃ¼r Onkologie oder zumindest eine regelmÃ¤Ã�ig enge
Zusammenarbeit mit einer solchen Praxis muss dauerhaft sichergestellt sein.
HierfÃ¼r beschreibt die Vereinbarung Ã¼ber besondere MaÃ�nahmen zur
Verbesserung der onkologischen Versorgung zwischen der Beklagten und den
Ersatzkassen in Â§Â§ 2 bis 5 besondere Voraussetzungen. Diese erfÃ¼llt der
KlÃ¤ger nicht. Er vermag weder durch seine Facharztanerkennung fÃ¼r
Laboratoriumsmedizin noch durch die von ihm im Rahmen dieser
WeiterbildungsmaÃ�nahmen erworbenen Qualifikationen die von den Onkologie-
Vereinbarungen geforderten besonderen Kenntnisse und Erfahrungen
nachzuweisen. Wegen der Einzelheiten nimmt der Senat zur Vermeidung von
Wiederholungen gemÃ¤Ã� Â§Â§ 153 Abs. 2 und 136 Abs. 3 SGG auf das zutreffende
sozialgerichtliche Urteil sowie den Widerspruchsbescheid der Beklagten Bezug, dem
er nach eigener SachprÃ¼fung folgt. DarÃ¼ber hinaus ist der KlÃ¤ger nicht Mitglied
einer onkologischen Kooperationsgemeinschaft von Ã�rzten verschiedener
Fachgruppen wie dies durch die Onkologie-Vereinbarungen der Beklagten mit den
PrimÃ¤r- und Ersatzkassen ausdrÃ¼cklich gefordert wird. Er verfÃ¼gt auch nicht
Ã¼ber die besonderen baulichen, organisatorischen und personellen
Voraussetzungen zur intensiven Betreuung Krebskranker durch den onkologisch
verantwortlichen Arzt zur umfassenden Planung der Therapie, der psychosozialen
Betreuung der Patienten und ihrer Familien, der Hinzuziehung komplementÃ¤rer
Dienste, der hÃ¤uslichen Krankenpflege sowie der Mitwirkung bei der Einleitung und
DurchfÃ¼hrung der medizinischen, sozialen und beruflichen Rehabilitation. Weder
an der Bildung einer onkologischen Kooperationsgemeinschaft noch an der
Teilnahme an einem interdisziplinÃ¤ren onkologischen Arbeitskreis oder
QualitÃ¤tszirkel ist der KlÃ¤ger interessiert; er hat vielmehr in seinen AntrÃ¤gen die
Teilnahme an diesen nach den Onkologie-Vereinbarungen obligatorischen
Voraussetzungen fÃ¼r die begehrten Abrechnungsgenehmigungen eindeutig
abgelehnt. Schon deshalb kÃ¶nnen ihm die begehrten Abrechnungsgenehmigungen
nicht erteilt werden.

Die Onkologie-Vereinbarungen der Beklagten mit den PrimÃ¤r- und Ersatzkassen
sind in den genannten, die Ablehnung der Abrechnungsgenehmigungen des
KlÃ¤gers rechtfertigenden Voraussetzungen, mit hÃ¶herrangigem Recht vereinbar.
Die Partner der BundesmantelvertrÃ¤ge dÃ¼rfen zur Sicherung der QualitÃ¤t der
vertragsÃ¤rztlichen Behandlung die Erbringung und Abrechnung bestimmter
Ã¤rztlicher Leistungen dafÃ¼r besonders qualifizierten Ã�rzten vorbehalten (BSG
Urteil vom 20. Januar 1999 â�� B 6 KA 23/98 R â�� sowie BSG Urteil vom 18. MÃ¤rz
1998 â�� 6 BKA 19/97 R -). Auf der Grundlage der Â§Â§ 72 Abs. 2, 82 Abs. 1 Satz 1
und Â§ 135 Abs. 2 Sozialgesetzbuch/FÃ¼nftes Buch -SGB V- durften die
Vertragspartner der BundesmantelvertrÃ¤ge einheitliche Qualifikationserfordernisse
fÃ¼r die an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teil-nehmenden Ã�rzte, und zwar
fÃ¼r Ã¤rztliche Untersuchungs- und Behandlungsmethoden, die ihrer Eigenart nach
besondere Kenntnisse und Erfahrungen des Arztes voraussetzten, vereinbaren. Die
nÃ¤here Ausgestaltung der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung ist damit der Regelung
durch schriftliche VertrÃ¤ge der KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen mit den
VerbÃ¤nden der Krankenkassen Ã¼berantwortet. Im Rahmen dieser
ErmÃ¤chtigungsgrundlage bestehen keine Bedenken gegen die grundsÃ¤tzliche
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Berechtigung der Partner der BundesmantelvertrÃ¤ge, die Voraussetzungen fÃ¼r
die Erbringung bestimmter Leistungen in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
festzulegen und damit die Regelung des EBM hinsichtlich der Abrechenbarkeit in
ihm enthaltener Leistungen zu ergÃ¤nzen (BSG Urteil vom 20. Januar 1999 â�� B 6
KA 23/98 R -). Die Umsetzung im Rahmen der VergÃ¼tung dieser Ã¤rztlichen
Leistungen obliegt sodann den Partnern der VergÃ¼tungsvereinbarungen.

Vor diesem Hintergrund begegnet es keinen Bedenken, fÃ¼r die onkologische
Behandlung sterbender Patienten sowie die diagnostische und therapeutische
Versorgung von Krebskranken im Allgemeinen fÃ¼r die Abrechnung besonderer
ZuschlÃ¤ge fÃ¼r die VergÃ¼tung der Behandlung dieser Patienten zusÃ¤tzliche
Ã¤rztliche Erfahrungen und Kenntnisse sowie organisatorische und sachliche
MaÃ�nahmen zu verlangen. Denn von den eine solche Behandlung
durchfÃ¼hrenden Ã�rzten wird nicht nur verlangt, dass sie die ambulante
Behandlung ganz oder teilweise selbst durchfÃ¼hren, sondern zusÃ¤tzlich die
Gesamtbehandlung entsprechend einem einheitlichen Therapieplan unabhÃ¤ngig
von notwendigen Ã�berweisungen leiten und mit den durch die Ã�berweisungen
hinzugezogenen VertragsÃ¤rzten koordinieren (vgl. Â§ 2 Abs. 1 der Onkologie-
Vereinbarung der Beklagten mit den Ersatzkassen). Durch die damit
zusammenhÃ¤ngenden besonderen Anforderungen an die ambulante Behandlung
krebskranker Patienten ergeben sich fÃ¼r den onkologisch verantwortlichen Arzt
nicht nur besondere Belastungen durch erhÃ¶hten Zeitaufwand, sondern auch
betrÃ¤chtliche Kosten fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung besonders qualifizierten Personals
und zusÃ¤tzlicher Praxiseinrichtungen speziell zur Versorgung Krebskranker. Wegen
der sich daraus ergebenden Belastung ist eine besondere Regelung zur
Kostenerstattung fÃ¼r den onkologisch verantwortlichen Arzt nÃ¶tig (vgl. hierzu Â§
2 Abs. 3 a.a.O.). Es erscheint deshalb sachgerecht, dass er als Voraussetzung fÃ¼r
die Abrechnung dieser besonderen Kosten die von der Beklagten geforderte
fachliche BefÃ¤higung sowie die ErfÃ¼llung der weiteren im Bescheid genannten
Erfordernisse nachweisen kann.

FÃ¼r die RÃ¼ge des KlÃ¤gers, ihm werde durch die Onkologie-Vereinbarungen
seine Facharztanerkennung fÃ¼r Laboratoriumsdiagnostik genommen, fehlt jede
Grundlage. Seine Facharztanerkennung bleibt durch die Versagung der
Abrechnungsgenehmigungen unberÃ¼hrt; er darf auch weiterhin Tumor-Patienten
behandeln und diese Behandlungen gegenÃ¼ber der Beklagten abrechnen. Er kann
lediglich die besonderen, in den Onkologie-Vereinbarungen genannten
Abrechnungspositionen des EBM gegenÃ¼ber der Beklagten fÃ¼r diese
Behandlungen nicht geltend machen. Seine Klage wÃ¤re deshalb mangels
Feststellungs- bzw. Rechtsschutzinteresses schon unzulÃ¤ssig, soweit er mit ihr
zum Schutze seiner Facharztanerkennung die Feststellung der Nichtigkeit der
Onkologie-Vereinbarungen begehren sollte.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 und Abs. 4 SGG.

Die Revision ist nicht zugelassen worden, weil hierfÃ¼r die Voraussetzungen des Â§
160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG nicht vorlagen.

                               5 / 6

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2023/98%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2023/98%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html


 

Erstellt am: 10.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               6 / 6

http://www.tcpdf.org

